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Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Sechsunddreißigste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 26, 
33 Abs. 4 Nr. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 
28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481), zuletzt ge- 
ändert durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Außenwirtschaftsgesetzes vom 29. März 1976 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 869), verordnet die Bundesregie- 
rung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. August 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1069), zuletzt geändert durch die Fünf- 
unddreißigste Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung vom 3. April 1976 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 891), wird wie folgt geändert: 

1. § 27 a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 Halbsatz 2 werden die Worte 
„Nummern 1 und 5" durch die Worte „Num- 
mern 1, 5 und 6" ersetzt. 


b) In Nummer 4 werden das Wort „oder" durch 
ein Semikolon und am Ende von Nummer 5 
der Punkt durch das Wort „oder" ersetzt und 
folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. das Ursprungsland von Waren der Wa- 
rennummern 6004 310, 6004 330 und 

6004 340 Italien ist." 

2. In § 70 Abs. 3 Nr. 1 wird das Wort „ausgeführt" 
durch das Wort „ausführt" ersetzt. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


1. Die Sechsunddreißigste Verordnung zur Ände- 
rung der Außenwirtschaftsverordnung schreibt 
die Vorlage einer Einfuhrkontrollmeldung bei 
der Einfuhr von Strumpfhosen mit Ursprung in 
Italien vor (§ 1 Nr. 1 der Verordnung). Die Vor- 
lage einer Einfuhrkontrollmeldung ist hier not- 
wendig geworden, nachdem Einfuhren der ge- 
nannten Waren in erhöhten Mengen und zu 
auffällig niedrigen Preisen bei den inländischen 
Herstellern gleicher Waren erhebliche Absatz- 
und Beschäftigungsschwierigkeiten ausgelöst ha- 
ben. Mit Hilfe der Meldungen will sich die Bun- 
desregierung einen genauen Überblick über den 


Umfang und die Art der Einfuhren verschaffen. 
Die Einfuhrkontrollmeldung fällt als Durchschrift 
der Einfuhranmeldung an und verursacht damit 
für den Einführer keinen zusätzlichen Arbeitsauf- 
wand. 

2. § 1 Nr. 2 der Verordnung enthält eine redaktio- 
nelle Berichtigung der Außenwirtschaftsverord- 
nung. 

3. Die §§ 2 und 3 der Verordnung enthalten die 
übliche Berlin-Klausel und regeln das Inkrafttre- 
ten der Verordnung. 
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Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 24. Mai 1976 — 14 (42) — 651 09 — Au 47/76. 
Federführend: Bundesminister für Wirtschaft. 

Verkündet am 22. Mai 1976 im Bundesgesetzbl. I S. 1244. 
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